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1.Beiblatt 

l.3/.A.B,.~ 

zu 30/J 

Beiblatt zur Parlamentsr.:.0.F2='esuoncl~ 3.0ktober 1959 

Anfragebeantwortung 

Auf die .Anfrage der Abgeordneten H i 1 leg eis t und Geno ssen, 

betreffend Schaffung eines Bundesgesetzes über die Einstellung älterer 

nienstnehmer, ist folgende Antwort des Bundesministers für soziale Ver­

waltung Pro k S 0 heingelangt: 

In der Anfrage wird ausgeführt,daß seit Jahren Vertreter der Ge­

yverkschaften und sozialistische Ab-georcln8te auf das Problem der Arbei'cs­

losigkeit unter den äJ:teren Dienstnehmern hinweisen und gesetzliche I.Iaß­

nahmen zur Sioherung der Arbeitsplätze für ältere Dienstnehmer verlang8n. 

Diesem Betreben war bisher kein Erfolg beschieden. Es wird weiters gesagt, 

daß einer Rede eines bekannten Vertrete?s der Industrie entnommen werden 

könne, daß die Dienstgebermnmehr auch fü::c solche gesetzliche Maßnahmen. 

sind. 

Daran wird die Frage geknüpft, ob ich bereit sei, dem Hohen Rause 

geset zliche Maßnahmen vorzuschlagen, woc!.vxch die Einstellung älterer 

Arbeitnehmer den Dienstgebern als Verpflichtung auferlegt und gleich­

zeitig für einen erhöhten Schutz des .b.xb::dtspJetzes älterer Arbeitner..mer 

gesorgt wird. 

Hiezu möchte ich feststeIlem :ilei~1 }lessort verfolgt das Problem der 

binstellung älterer Dienstnehmer bereits seit l~ngerer Zeit. Schon im 

Jahre 1956 wurde seitens meines lünist81.~:Ll.lms im Einv8rnerunen mit dem 

Bl.lndesministerium für Handel und Wieder21.lfbau an die BUi'1deskammer der 

gewerblichen Wirtschaft ein Appell wegcll :dnstellung älterer Arbeits­

kräfte in die Betriebe gerichtet. In einer gemeinsamen Presseverlautbarung 

'wurde die Öffentlichkeit auf dieses Problem aufmarksam gemacht. Auch im 

Rundfunk wurde für die Einstellung älter,r 1..rbei tskräfte geworben. Ebcmso 

hat mein ~ilinisterium einen Aufruf an alL) Zentra,lstellen des Bundes und 

an die öffentlich-rechtliohen Körperschaft ~'n gerichtet, in ihrem 'Jirkungs­

bereich ältere .arbeitskräfte einzustellon. Die 1..rbeitsämter sind ang8-

wiesen, durch entsprechende Werbung bei dan 'ürboitgebern die Einstellung 

älterer Dienstnehmer zu erreichen. Um die Vermittlung älterer 1J'bGits­

kräfte zu erleichtern, werden einerseits VOll. d.en .L.rbeitsämtern Nach- und 

Umschulungsmaßnahmen für ältere Lrbeitskräfte durchgeführt, anderseits 

'werd.en solohe Maßnahmen anderer Stellen aus T,ütteln meines lUnisterituus 

gefördert. Ich verweise auf die SChreibstul)e für ältere kngestell te des 

Österreichischen Gewerkschaftsbundes, in der ältere ~ngestellte vori~er-
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gehend geschult und besohäftigt werden, 11ID. später vemittelt werden zu 

können. :"'uch wurden aus Mitteln der PrQc1u';'ldiven L.rbeitslosenfürsorg0 

zusätzliche .;.rbeiten fttr äl'13~re ":"ngestJll tf wioderholt gefördert. 

;renn auch durch diese Maßnahmen in Vorbindung mit der günstigen 

V!irtschaftslage eine ':'nzahl älterer ":"rb , itskräfte wieder in den Vlirt­

schaftsprozeß eingegliedert ·werden kOl1n·Col1.~ blieb dies.en Maßnahmen (l.och 

ein ausschläggebender Erfolg versagt, da die Eemühungen der Lxbeitsämter, 

ältere Dienstnehmer zu vermitteln, vit")lfEtCh daran soheiterten, daß sich 

die Dienstgeber nur sehr schwer beroitfinden, ältere t..rbeitskräfte oin­

zustellen. Wie die Statistik vom ':'ugust 1959 zeigt, sind bei einem Go­

samtsJGand von 58.794 Vorgemerkten in den ":"ltersstufen von 45 bis 64 Jahren 

rund 12.500 Männer und in den i:..ltarsstufcn von 40 bis 59 Jahren runcl 

15.300 Frauen, zu6a.rnrnen rund 27.800 als ältere Dienstmehmor anzusehende 

Personen vorgemerkt. 

Um den Standpunkt der verschiedenoll Interessenvertretun~enau0!' 
kennenzulernen und um die gegebenen ilöglichkeiten eingehend zu besprechen, 

wird mein Ministerium schon in der nächsten Zoit ein~ veranstal­

ten, in der die gesetzlichen Maßnahmen, die zu ein~be_:(:r;:iJ;Ldig.ende.n....Löc&Ullg_<"~ 
~--_. __ ._. __ ._---~._---~-::._-

da:t. P~l~m!;L$Qr~_;mina.t.eJ.l-u.ng«~l:t~_~!..~?iS2:~·~ l1~J]J!§ol:_~el!-.t:o.;cder.U,cll:=ß,i..,n4,,=,1L~=-,. 

raten worden sollen. Es werden hiezu die Vertretung.en der im Parlament 

vortretenen Parteien und die Interessenvertretungen sowohl der Dienst­

geber als der Dienstnehmer eingeladon w::rc10n. 

-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-.-
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